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IBK-Jubiläumscontainer im St.Galler Klosterviertel

Ein Appenzeller Zäuerli für die Bodenseeregion
Marcel Elsener

Soll niemand sagen, dieAppen-
zeller verstünden sich nicht als
Teil des Bodenseeraums:
Spontan und inbrünstig legte
sich amDienstagmittag der
AusserrhoderRegierungsrat
Alfred Stricker für das gemein-
sameAnliegen von zehnMit-
gliedsländern respektiveKan-
tonen ins Zeug –mit einem
prächtigenZäuerli. Dabei liess
er nicht locker, biswenigstens
dieHälfte derAperogäste,
darunter die gesamte St.Galler
Regierung, hörbarmitsang
oderwenigstens die Lippen
bewegte und so tat als ob.

Stricker präsentierte als Präsi-
dent der InternationalenBo-
densee-Konferenz (IBK) eine
Flagge, die das 50-Jahr-Jubilä-
umder grenzüberschreitenden
Institution beflügeln soll – ein
Geschenk der Industrie- und

Handelskammer St.Gallen-Ap-
penzell, die vor und in ihrem
Sitz imSt.Galler Klosterviertel
die Veranstaltungen zum
Jubiläumbeherbergt. Dass
IBK-Präsident Stricker und
IHK-PräsidentMarkusBänzi-
ger einigeMühehatten, die
grosse Flagge aufzufalten,war
sinnbildlich für die Tatsache,
dass es immerwiedermal
hapert bei der Vorstellung des
gemeinsamenRaums.

Dabei soll die Euregio Boden-
see,wie der IBK-Raumauch
schonhiess, nicht «Papierti-
ger» bleiben unddie jahrelan-
genAbsichtserklärungen
endlichwirtschaftlich, kulturell
und vor allemauch politisch
fruchten. Zum rundenGeburts-
tagwollemandenRaum
sichtbarermachen und seine
Wirkung in denZentralregie-
rungender drei Bodenseelän-
der stärken, sagte der St.Galler

Regierungschef und letztjähri-
ge IBK-Präsident Fredy Fässler
an einemMedien-Talk zum
Thema. «Leider spricht noch
niemand vonBodenseebürger
undBodenseebürgerin, aber
daswäre eine schöneVision.»
Hilfreich zur Identitätsstiftung
undAussenwirkungwäre ein
verstärkter Austausch der

Medien umdenBodensee.
Zwar ist das «grenzüberschrei-
tendeDenkennoch nicht sehr
ausgeprägt»,wieORF-Vorarl-
berg-ChefredaktorGernEn-
drich amPodium feststellte.
DochwerdenGeschichten aus
demgrenznahenAusland gut
gelesen, vor allem,wenn sie die
ganzeBevölkerung amSee

betreffen,meinte Julia Bau-
mann, Redaktionsleiterin
Lindauer Zeitung. Jüngste
Beispiele sind die unterschied-
lichenCoronaregeln in dendrei
Ländern, dieGefahren für den
Trinkwasserspeicher von drei
MillionenMenschenwie die
Gewässerverschmutzung durch
eineGoldacher Firma oder die
Quaggamuschel, aber auch
positive Entwicklungenwie die
S-Bahnundnaturnahere
Ufergestaltungen.Was die
RegionBaselmit ihrem trina-
tionalenRaumgeschafft habe,
habe dieOstschweiz leider
verschlafen, sagte Stefan
Schmid,Chefredaktor St.Gal-
ler Tagblatt. Grenzen zu über-
winden sei sogar interkantonal
schwierig, aber die Bodensee-
Idee verspreche einen kraftvol-
lenAufbruch. Allerdingswäre
ein besseres Brandingwün-
schenswert,meinte Schmid:
«IBK sagt einemnichts, dawar

Euregio Bodensee schon
besser.»

Wie viel Vernetzung die IBK
seit 1972 erreicht hat, lässt sich
bis Samstag imSchiffscontai-
ner imKlosterviertel entde-
cken; dazu gibt es Veranstaltun-
gen, einenBarbetrieb der
Focacceria, Live-Musik von
Elyn sowieTheater.DerCon-
tainer tourt rund umden See,
auf St.Gallen folgenWasserau-
en undVaduz, undEnde Juli
stimmtFredy Stricker in Lindau
oder Friedrichshafen hoffent-
lich nochmals ein Zäuerli an.
Dennwiemanhörbar für sich
wirbt, könnendieAppenzeller
den andernMitgliedsregionen
alleweil noch vormachen.

Veranstaltungen im IBK-Contai-
ner: www.sg.ch/ueber-den-kan-
ton-st-gallen/ibk-50.html
Weitere Informationen unter:
https://ibk50.org/

Waffenfrage spaltet die Bürgerlichen
Die Schweiz blockiertWaffenlieferungen an dieUkraine:Muss sie die Exportregeln lockern?Ostschweizer Bundespolitiker sind uneins.

Adrian Vögele

DerBundesratbleibthart:Däne-
mark darf keine Schweizer Pi-
ranha-PanzerandieUkraine lie-
fern, ebensomuss Deutschland
aufdieAusfuhrvonFlugabwehr-
Munition aus hiesiger Produk-
tion verzichten. Die Neutralität
und das Gebot der Gleichbe-
handlung sprächen gegen die
Lieferungen, teilte die Landes-
regierungamFreitagmit.Eben-
so die Rechtslage: Deutschland
undDänemarkhabenbeimKauf
der Waffen eine Erklärung zur
Nichtwiederausfuhr unter-
schrieben – dies verlangt das
SchweizerKriegsmaterialgesetz.

Die Parteispitzen vonMitte,
FDP und GLP fordern nun eine
Wende. Mitte-Präsident Ger-
hardPfisterhatte schonvorWo-
chen kritisiert, die Blockierung
der Waffenlieferungen an die
Ukraine sei eine «unterlassene
Hilfeleistung» an die Ukraine.
FDP-Präsident Thierry Burkart
peilt eine Lockerung der heuti-
genGesetzesbestimmung an.

SP, Grüne und SVP wollen
von solchen Waffenlieferungen
in dieUkraine allerdings grund-
sätzlichnichtswissen.Undauch
bei FDPundMitte sind dieMei-
nungennichteindeutig,wieeine
Umfrage bei Ostschweizer Par-
lamentsmitgliedern zeigt. So
sagt Marcel Dobler (FDP/SG):
«Fürmichsinddirekteundauch
indirekte Waffenlieferungen in
dieUkrainenichtmitderSchwei-
zerNeutralität vereinbar.»

BeiderWahrungderNeutra-
lität sei die Aussenwahrneh-
mung zentral. Doch eine Eigen-
definition von neutral nütze
nichts, wenn die Schweiz nicht
mehr als neutral wahrgenom-
menwerde, soDobler.

EineAusnahmefür
Demokratien?
Andrea Caroni (FDP/AR) sagt
währenddessen: «Die Schweiz

sollte in Zukunft Waffenliefe-
rungen an demokratische Staa-
ten wie eben Deutschland oder
Dänemark mit weniger ein-
schränkenden Auflagen ver-
sehen. Neutralitätsrechtlich
wäre das kein Problem.» Aller-
dings stehe das heutige Gesetz
dem entgegen. «Daher sollten
wir es anpassen.»

AuchBrigitteHäberli-Koller
(Die Mitte/TG) will, dass die
Schweiz ihre bisherige Praxis
ändert: «Geradedann,wennein
demokratisches Land angegrif-
fenwird,muss sich dieses auch
mit Munition und Waffen ver-
teidigen können, die ursprüng-
lich ausder Schweiz stammen.»
Das Parlament solle dafür dem
Bundesrat dieKompetenz ertei-
len und die Kriterien klar fest-
halten, soHäberli.

Markus Ritter (Die Mitte/
SG) verlangt, dass das Thema
im Parlament rasch diskutiert

wird: «Die jetzige Praxis kann
den Eindruck erwecken, dass
die Schweiz aufgrund der Neu-
tralität imFall desUkraine-Kon-
fliktes indirekt dem Aggressor
zudient. Dies wäre fatal und
nicht im Sinne unseres Staats-
verständnisses.»

Gesetzwurde soeben
verschärft
Doch auch in der Mitte gibt es
Stimmen, die sich für das bishe-
rige Vorgehen aussprechen.
Thomas Rechsteiner (Die Mit-
te/AI) sagt, dasKriegsmaterial-
gesetz sei erst vor kurzem ver-
schärftworden. Zudemgebiete
die Neutralität die Blockierung
der Waffenlieferungen, «auch
wenn inmeinerBetrachtungdie
Aggression vonRussland in der
Ukraine aufs Schärfste zu ver-
urteilen ist».

Roland Rino Büchel (SVP/
SG) sagt, das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) habe die
Erlaubnis für dieseLieferungen
richtigerweisenicht gegeben.Er
verweist neben demKriegsma-
terialgesetz auch auf das Neut-
ralitätsabkommen der Haager
Friedenskonferenz aus dem
Jahr 1907.Dass technischeEnt-
scheidedieserArt nunquasi auf
diehöchste politischeEbenege-
hoben würden, befremde ihn,
sagt Büchel. Wenn ein solcher
Entscheid tatsächlich gekippt
werde, dannmüssedie Schweiz
bei einer entsprechenden An-
frage auch eine Ausfuhr nach
Russlanderlauben.«Will das je-
mand?»

Ganz anderer Meinung als
die SVP sind die Grünliberalen
– sie haben schon früh gefor-
dert, dass die Schweiz indirekte
Waffenlieferungen indieUkrai-
ne ermöglichen soll. Thomas
Brunner (GLP/SG) bezeichnet
die Entscheide der Schweiz zu
denLieferungen in dieUkraine
als «zynisch» und «formalis-
tisch».

«Die jetzigePraxis
kanndenEindruck
erwecken,dassdie
Schweiz indirekt
demAggressor
zudient.»

MarkusRitter
St.Galler
Mitte-Nationalrat

FlaggeundGesang für dieBodenseeregion: IBK-PräsidentAlfredStri-
cker (rechts) und IHK-DirektorMarkusBänziger beimZäuerlen.Bild: IHK

«DieSchweiz sollte
inZukunftWaffen-
lieferungenan
demokratische
Staatenmitweniger
Auflagenversehen.»

AndreaCaroni
Ausserrhoder
FDP-Ständerat

«Fürmichsind
direkteund indirekte
Waffenlieferungen in
dieUkrainenichtmit
derSchweizerNeut-
ralität vereinbar.»

MarcelDobler
St.Galler
FDP-Nationalrat

Ein Piranha-Panzer auf dem Waffenplatz Chamblon im Kanton Waadt. Bild: Laurent Gillieron/Keystone


